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VIIl .

Die nichtſtaatlichen Lehr⸗ und

Erziehungsanſtalten .

1. Verordnung der Miniſterien des Kultus und Anterrichts

und des Innern

ärz 1913 — SchvOBlvom 11. M

in der Faſſung der VOO. ve

und von

Genehmigungspflichtige Anſtalten .

a) Hochſchulen .

ochſchulen (8 138 Biffer 1 des

richtsminiſterium einzureich

Nachweiſe im einzelnen Fall

SchG . § 133 Abſ . 3.

len . Höhere Lehr anſtalten .
b) Volksſchulen .

Lehrerbildungsanf

ur Errichtung

dungs⸗ und0 Geſuche um Erteilung der Ger

von Lehranſtalten mit den Zielen von Volks⸗ , Fort

Fachſchulen ſowie von Höheren Lehranſtalten und Anſtalten zuk

Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen ( § 133 Ziffer 1, 27

des Schulgeſetzes ) ſind bei dem Bezirksamt , in deſſen Bezirk die
Anſtalt errichtet werden ſoll , ſchriftlich einzureichen .

( 2) Die Geſuche haben zu enthalten :

1. Die Bezeichnung des Unternehmer

name , Geburtsort und Zeit und

der Unternehmer eine juriſtiſche Perſon oder

ſchaft des bürgerlichen Rechts , ſo iſt dieſelbe nach Art ,

N Zu⸗
nach Vor⸗ und .

atsangehörigk keit . I

eine e
und Name zu bezeichnen , und es ſind die zu ihrer

tretung berufenen Organe anzugeben .

2. Die Bezeichnung des Orts , wo die Anſtalt errichtet werden

ſoll .
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3. Die Bezeichnung der öffentlichen Schulgattung , deren Ziele
die Anſtalt verfolgt oder weiter ausgeſtaltet .

. Die Angabe , ob die Anſtalt nur für Knaben oder Mädchen
beide Geſchlechter beſtinent iſt , und ob mit ihr

rnat 5 bunt iden werden ſoll .

⸗
. Die 10 tung des Worſtehers und ſämtlicher Lehrer der

Anſtalt unter Angabe von Vor⸗ und Zuname , Geburtszeit
J und rt igehörigkeit .

6. Die Erklã ob dem Unterricht der Lehrplan

einer eichnenden öffentlichen Schulgattung
oder rplan zugrunde gelegt werden ſoll .

Die ing 85 Anſtaltsräume einſchließlich jener für
ein etwa

zur Erteilung der Genehmi —
ite 241.

SchG . § 133. Wegen der t
gung vergl . die Bmkg . zu ZVD . § 6

Vorzulegende Nachweiſe .
8. 3.

( 1) Dem Geſuche ( § 1) ſind beizulegen :

1. Amtliche Nachweiſe über die ſittliche Würdigkeit des Unter⸗

nehmers , des Vorſtehers und ſämtlicher Lehrer .
2. Nachweiſe über die Befähigung des Vorſtehers und ſämt⸗

licher Lehrer zur Unterrichtserteilung, ſoweit es ſich nicht

zehrer handelt , die im öffentlichen Schuldienſt des

Landes ſtehen und 85 nil ung des in Frage kommenden

Unterr richts au8gebilde ſind .
3 . Der vollſtändige Lelrolun , ſoweit er nicht mit dem Lehr⸗

plan einer beſtimmt bezeichneten öffentlichen Schulgattung

übereinſtimmt .
4. Lageplan , Grund⸗ und Aufriſſe der Anſtaltsräume einſchl .

jener für ein etwaiges Internat mit Eintragung der

Maße .
Wenn es ſich um die Errichtung einer Anſtalt zur Ausbil⸗

dung von Lehrern und Lehrerinnen handelt , iſt außerdem das

Vorhandenſein eines Bedürfniſſes für die Errichtung der Anſtalt

nachzuweiſen .

SchG . § 133 Abſ . 2 und 3. Vergl . Geſetz über die Lehrerbildung
Seite 482.

25

Anzeigepflichtige Anſtalten .

( 1) Anzeigen über die Errichtung von Anſtalten , die 5
Zweck haben , nur in einzelnen Fächern öffentlicher Bildungsan⸗

ſtalten eine ſchulmäßige Ausbildung an Perſonen zu vermitteln ,
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die das normale Alter von Schülern ſolcher Anſtalten noch nicht

überſchritten haben , ſind , ſoweit die Werc⸗ alte nicht unter

die Beſtimn mungen des § 135 des Geſetzes fallen , bei dem Bezirks⸗

amt , in deſſen Bezirk die Anſtalt errichtet iſt , einzureichen .

( 2) Die Anzeigen müſſen die in § 2Abſatz 2 Ziffer 1,2,4

Genannlen Angaben enthalten und die Unterrichtsfächer mit

ien .
5

kurzer Darſtellung des Lehrplans bezeicht

SchG . §S 134 380 . 8 7

Amktliche Erhebungen .

§8§ 2 und 4 die

ngen durch einen
bei ergibi

iler irgend⸗

chtung durch

( J ) Das Bezirksamt hat in den Fällen
Schulräume und die ſonſtigen baulichen Einr

Sachverſtändigen einſehen zu laſſen 5 wenn ſich

daß ſie für die Geſundheit oder die Sittlichkeit der S

welche Gefahr bieten , eine Beſichtigung

den Bezirksarzt zu veranlaſſen .

(2) Ferner ſind über die Perſon des Unternehmers und det

Lehrer an Anſtalten der in § 4 bezeichneten Art , ſoweit dem Be⸗

zirksamt die Perſönlichkeiten nicht als unbeſcholten bekannt ſind,

geeignete Er hebungen zu veranlaſſen .

*
D¹

und Begu

SchG . §S 133 Abſ . 2 und 134. SchHBVO . 8S 24.

Die Erhebungen werden ſich in der Regel auf die Einforderung Donl

Strafliſten beſchränken können .

Vorlage der Geſuche an das Miniſterium .

§ 6.

( 1) Die Bezirksämter haben die bei ihnen eingekommenen Ge⸗

nehmigungsgefuche und Anzeigen nach Verar Maff der etwa er⸗

forderlichen Ergänzungen und nach Vornahme der in S5 bezeich⸗
neten Erhebungen dem für die Beaufſick mder betreffenden

Schulgattung oder des betreffenden Unterrichtsfaches zuſtändigen
Miniſterium und , wenn die Zuſtändigkeit des Un iterrichts!ff
ſteriums neben der eines anderen Miniſteriums begründet iſt , zu

erſt dem Unterrichtsminiſterium vorzulegen ( §8 6 und 7 1

landesherrlichen Verordnung vom 8. Auguſt 1910 reffend die

Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden in Bezug auf das Schul⸗
geſetz ) .

( 2) Die Vorlage lan das Miniſterium des Innernl hat ,

weit Veranſtaltungen auf dem Gebiet des gewerblichen und 61
dels⸗ Unterrichts in Frage ſtehen , durch Vermittelung des Landes⸗
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gewerbeamts Abteilun0
II die Vorlage ] an das Unterrichts⸗

miniſterium laber ] durch Vermittelung des zuſtändigen Kreis⸗

ſchulamts zu geſchehen .

Die Zuſtändigkeit des UM. erſtreckt ſich nach dem Geſetz vom 2. April
1919 Seite 237 auch auf die gewerblichen und kaufmänniſchen Fach⸗
ſchuobden. Das Min . des Innern iſt nur noch für die ſozialen Frauen —
ſchulen und für landwirtſchaftliche Schulen zuſtändig .

Wegfall von Vorausſetzungen für den Beſtand der Anſtalt .

8 7.

( 0 Wennde n Bezirksamt wird , daß eine der für den

Fortbeſtand orderlichen Vorausſetzungen in Weg⸗

— e hiervon dem zuſtändigen
erſtatten .

Verpflichtung liegt den Kreisſchulämtern ob .

Verpflegungsanſtalten und Kleinkinderſchulen .

ing von Verpflegungsanſtalten

ſt und von Kle ꝛinkinder⸗

zu erſtatten .
über verläſſigen , ob die

ſundheit und Sittlich⸗

iſtär idige Bezir m

Bezirksämter werden ſich dar

Räume eine Gefahr für die Cn

glinge 5 Künden bieten . Ergeben ſich in dieſer Be⸗feit der 36¹
ziehung Beanſtandungen , ſo wird das Bezirksamt deren Bef

tigung im Benehmen mit dem Unternehmer herbeizuführen ſuchen .

Gelingt dies nicht oder handelt es ſich um ſo erhebliche Beanſtan⸗

dungen , daß eine auch nur vorübergehende Fortführung der An⸗

ſtalt nicht zuläſſig erſcheint , ſo iſt dieſelbe aufgrund des § 30 des

Polizeiſtrafgeſetzbuches zu ſchließen .

SchG . § 135. 380 . 8 7 Ziff . 1. SchHBB0 . § 25.

Veränderungen im Perſonal , Lehrplan oder den Schulräumen .

§ 9.

( 1) Veränderungen in der Perſon des Vorſtehers und der

Lehrer , im Lehrplan ſowie die Verlegung der Unterrichtsräume

oder weſentliche Veränderungen in den letzteren ſind beim Be⸗

zirksamt unter Beachtung der bei der erſtmaligen Errichtung der

Anſtalten zu beachtenden Vorſchriften ſchriftlich anzuzeigen . Die

Anzeige über eine Veränderung im Nohe hl iſt ſpäteſtens

vier Wochen nach Einſtellung des betreffenden Lehrers zu erſtatten .
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( 2) Für das von den Bezirksämtern einzuhaltende Verfahren

ſind die Vorſchriften des § 6 maßgebend .

Der zweite Satz des Abſ . 1 iſt eingefügt durch die VO. vom 10. Juni

1919 — SchBOBl . Nr . 23. Den Unternehmern der Anſtalten ſoll dadurch

Gelegenheit geboten werden , neu eingeſtellte Lehrer zunächſt auf ihre

dauernde Verwendbarkeit zu erproben .

Der dienſtliche Verkehr zwiſchen den nichtſtaatlichen An⸗

ſtalten und dem UM. geht über die Bezirksämter . Nach einem

im Einverſtändnis mit dem Min . des Innern ergangenen Runderlaß des

UM vom 17. September 1923 werden jedoch Entſchließungen des UM,

die eine Beteiligung der Bezirksämter nicht erforderlich erſcheinen laſſen,

durch das UM. unmittelbar oder durch Vermittelung der Kreis⸗

ſchulämter dem Unternehmer oder Vorſteher nichtſtaatlicher Lehr⸗

anſtalten zugehen . Soweit aber eine Mitwirkung der Bezirksämter not⸗

wendig iſt , werden dieſen die betreffenden Verfügungen in Doppelſchrift

zugeſendet . Iſt dabei nicht ausdrücklich eine Zuſtellung gegen Schein

angeordnet , ſo hat die Weiterleitung an die Anſtalten ohne Erhebung

einer Zuſtellungsgebühr zu erfolgen .

Bauliche Anforderungen .
§ 10.

( ) In Bezug auf die Anforderungen in baulicher Hinſicht

ſind für nichtſtaatliche Lehr - und Erziehungsanſtalten und für
Kleinkinderſchulen die Vorſchriften der Schulhausbauverordnung
maßgebend .

( 2) Pläne zu Neu - , Um⸗ und Erweiterungsbauten für Lehr⸗

anſtalten der in §S 133 und § 134 Abſ . 1 des Schulgeſetzes bezeich⸗

neten Art ſind vom Bezirksamt nach Anhörung der Bezirksban⸗

inſpektion und des Bezirksarztes vor Erteilung der Baugeneh⸗

migung dem zuſtändigen Miniſterium vorzulegen , um demſelben
Gelegenheit zur Außerung etwaiger Bedenken zu geben .

SchHBVVO . 5s 24, 25 vergleiche auch Seite 179.

5 Verpflichtungen bezüglich der Schüler im volksſchulpflichtigen
er .

§ 11.

( 0) Die Unternehmer von Lehranſtalten , in welche Kinder im

ſchulpflichtigen Alter Aufnahme finden , ſind verpflichtet , dafür zu

ſorgen , daß von dem Ein⸗ und Autritts ſolcher Kinder der Orts⸗
ſchulbehörde die in der Schulordnung für die Volksſchulen vorge⸗

ſchriebenen Anzeigen erſtattet und daß in Bezug auf die geſund⸗

heitliche überwachung dieſer Schüler mindeſtens dasjenige Maß

von Fürſorge geleiſtet werde , das nach beſtehender Verordnung an

dem betreffenden Ort den Schülern entſprechender Anſtalten , und

JuK
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ſind , den Schülern der Volksſchule

ferner verbunden , über die Schulverſäumniſſe

Uer Anleitung der Vorſchriften der Schulordnung

ksſchulen genaue Aufzeichnung zu machen , dieſelben

ich zuſammenzuſtellen und dem Unterrichtsminiſteriumi lich zuſamm

auf Verlangen vorzulegen .

13, 20 ff. Die Vorſchriften des § 11 treten mit dem Weg⸗

tftaatlichen Volksſchulen außer Kraft . Vergl . Bmkg . zu: Bad .

Verf, §S 19 Abſ . 5 Seite 195. Werf . 8 147 Seite 215 und GSchG . 8 2

Unterrichtliche Beaufſichtigung .
12

( 1 Anſtalten , welche die Ziele von Volks⸗ und Fortbildungs⸗

ſchulen verfolgen , unterſtehen in unterrichtlicher Beziehung un⸗

mittelbar der Aufſicht der Kreisſchulämter , in den Städten Mann⸗

heim , Karlsruhe , Freiburg , Pforzheim und Heidelberg derjenigen

der Stadtſchulämter .

( 2) Die unterrichtliche Aufſicht über die Anſtalten mit höhere

Zielen , ſowie mit den Zielen von Gewerbe - und Handelsſchulen ,

wird unmittelbar durch das Unterrichtsminiſterium ausgeübt .

Beziehung unterſtehen die nichtſtaat⸗
( 3) In geſundheitlicher JRunterſtehen die

ſtalten ſowie die Kleinkinderſchulenlichen Lehr⸗ und Erziehungsan

der Aufſicht des Bezirksarztes .

SchG . § 138.

Faſſung der Abſ . 1 und 2 nach der VO. vom 3. April 1924 — ABl .

Nr. 18.

Freier Zutritt der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden zu den Anſtalten .

§ 13.

( 1) Die Unternehmer und Vorſteher nichtſtaatlicher Lehr⸗ und

Erziehungsanſtalten ſind verpflichtet , den Vertretern und Beauf⸗

tragten der Aufſichtsbehörden auf Verlangen jederzeit Zutritt in

die Anſtalten zu gewähren .

2 ) Als Aufſichtsbehörden gelten neben den Behörden , welche
zur Erteilung der Genehmigung zuſtändig , oder an welche die

Anzeigen über die Errichtung von Anſtalten zu richten ſind , die

mit der unterrichtlichen und geſundheitlichen Beaufſichtigung be⸗

trauten Behörden &§ 12) .

SchG . § 138.
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Schließung der Anſtalten .
8 14.

( ) Von der Schließung einer Anſtalt iſt dem Bezirksamt An⸗

zeige zu erſtatten . Die Anzeige iſt an die Behörde weiterzuleiten ,

die Genehmigung zur Errichtung der Anſtalt errteilt hat ,

oder an welche die Anzeige über deren Errichtung zu erſtatten war .

( 2) Iſt die Anzeige unterlaſſen worden , ſo hat das Bezirks⸗

amt , ſobald es Kenntnis von der erfolgten Schließung der Anſtalt

erhalten , die in Abſatz 1 bezeichnete Anzeige von Amts wegen zu
8

erſtatten . Die gleiche Verpflichtung liegt dem Kreisſchulamt ob⸗

Die tne bezieht ſich nur auf die freiwillige Schließung der

Anſtalt . Die von ihr aufgeſtellte Verpflichtung , von der Schließung

Anzeige zu erſtatten , ſteht nicht unter dem Schutz des §S 70 PStGB . Sie

kann daher weder erzwungen wer auch iſt ihre Unterlaſſung

ſtrafbar .
Wegen zwangsweiſer Schließung durch die

SchG . § 139 und die Bmkg . zu ZVO . § 9 Seite 2

n, noch

Staatsbehörde vergl.

Gewerbsmäßige Erteilung von Privatunterricht .

( 1) Die Anzeige über das Vor

von Privatunterricht in den Lehr

dungsanſtalten an minderjährige
amt unter Angabe ve
und Staatsan
Perſon einzureichen .

( 2) 8
hebungen im Sin
zeichneten Wege d
die ſittliche
wird ihm dar 0

SchG . §S 136. Z3VO. § 10. Die Ausſtellung der Beſcheinigung ge⸗
ſchieht durch das UM.

N

vorzule

2 Bekanntmachung des Reichskanzlers über den privalen
gewerblichen und kaufmänniſchen Fachunterricht .

Vom 2. Auguſt 1917 . — RGBl . Nr . 142.

Der Bundesrat hat aufgrund des § 3 des Geſetzes

Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen
uſw . vom 4. Auguſt 1914 ( Reichs⸗Geſetzbl . S. 327 ) folgende Ver⸗

ordnung erlaſſen :
ö

über die

Die Vo . ſtellt ſich als eine geſetzliche Maßnahme zur Abhilfe
wirtſchaftlicher Schädigungen dar .

ö
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